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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Dr. Sprung, Höcherl, Leicht, Dr. Häfele, 
Dr. Köhier (Duisburg), Röhner, Schmidhuber, Dr. Zeitei, Wohlrabe und der 
Fraktion der CDU/CSU 

betr. Geid- und Kreditpolitik 
- Drucksache 7/2103 - 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 29. Mai 
1974 - Vn A 2 - 66 00 03 - 7/74 - namens der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der zunehmen- 
den Konkurse (197v3 mehr als 5500 Fälle) in unserem Lande 
die Auswirkungen der Hochzinspolitik der Bundesbank 

a) im Bereich der mittelständischen Unternehmen, 

b) auf den privaten Wohnungsbau, 

c) auf die Bauwirtschaft, 

d) auf die Kostensituation der Unternehmen? 

Die Bundesbank hat im April und Mai dieses Jahres zugelassen, 
daß die freien Liquiditätsreserven der Kreditinstitute, insbe- 
sondere unter dem Einfluß von Devisenzuflüssen, wieder bis 
auf etwa 7 Mrd. DM angestiegen sind. Sie hat den Liquiditäts- 
spielraum allerdings mit Wirkung vom 31. Mai 1974 wieder um 
etwa 2,5 Mrd. DM eingeengt und damit dem früheren Niveau 
angenähert. Die bisherige Liquidisierung hat dazu geführt, daß 
die Geldmarktsätze, die Zinssätze für Termineinlagen und teil- 
weise auch die Sollzinsen gesunken sind. Man kann die Politik 
der Bundesbank deshalb nicht mehr uneingeschränkt als „Hoch- 
zinspolitik'' charakterisieren, wenn sie auch weiterhin im In- 
teresse der Stabilität darauf gerichtet sein muß, Preisüberwäl- 
zungsspielräume nicht entstehen zu lassen. Auf den Kapital- 
markt hat sich die Verflüssigung noch kaum ausgewirkt. Auch 
bei den monetären Indikatoren Geldmenge und Kreditgewäh- 
rung sind die Zuwachsraten (bis einschließlich März) weiterhin 
rückläufig. Offensichtlich ist die Nachfrage nach Krediten zur 
Zeit trotz der tendenziell sinkenden Zinsen relativ schwach. 

Die Kreditpolitik der Bundesbank muß aus ordnungspolitischen 
Gründen ein global wirkendes Instrument bleiben. Eine selek- 
tive Kreditpolitik, insbesondere auch zugunsten mitteiständi- 
scher Unternehmen, kommt für die Bundesbank aus grundsätz- 
lichen Erwägungen nicht in Betracht. Die Bundesregierung hat 
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es jedoch stets als ihre Aufgabe anerkannt, durch gezielte 
Maßnahmen unerwünschte Auswirkungen der globalen Kredit- 
politik auf einzelne Bereiche der Wirtschaft zu mildern. So hat 
sie bereits mit Beschluß vom 19. Dezember 1973 die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau beauftragt, ihr Mittelstandsprogramm 
wieder aufzunehmen und im Rahmen eines Sonderprogramms 
bestimmte Bereiche der mittelständischen Industrie mit zins- 
günstigen Krediten zu unterstützen. Zu den begünstigten Be- 
reichen gehört auch die Bauwirtschaft. Darüber hinaus hat die 
Bundesregierung zusätzliche Haushaltsmittel für die Verbilli- 
gung der Zinsen im sozialen Wohnungsbau bereitgestellt und 
die Sonderabschreibungen nach § 7b EStG ab 1. Januar dieses 
Jahres wieder in Kraft gesetzt. Diese Maßnahmen haben zu 
einer Stützung der Beschäftigung der Bauwirtschaft beigetragen; 
sie kommen auch dem privaten Wohnungsbau zugute. 

Die Konkurse in 1973, die zusammen mit 238 Vergleichsver- 
fahren die Zahl von 5515 Fällen erreichten, sind gegenüber dem 
Vorjahr mit rd, 20 v. H. fast gleich stark gestiegen, wie es auch 
1967 gegenüber 1966 zu verzeichnen war. Diese Entwicklung 
ist keineswegs nur konjunktureller Natur, sondern auch Aus- 
druck eines strukturellen Anpassungsprozesses in der Woh- 
nungswirtschaft, der in Phasen konjunktureller Abschwächung 
deutlicher sichtbar wird. Insoweit ist die Zinspolitik der Bun- 
desbank nicht als unmittelbare Ursache anzusehen. 

Bei genauer Analyse des Zahlenmaterials ist übrigens zu er- 
kennen, daß die Konkurs- und Vergleichsverfahren bei mittel- 
ständischen Unternehmen nicht stärker zugenommen haben als 
bei den größeren Unternehmen. Eher zeichnet sich eine umge- 
kehrte Entwicklung ab. 

2. Welche Bruttokreditaufnahme erwartet die Bundesregierung 
im Jahre 1974 

a) bei Bund, Ländern und Gemeinden, 

b) bei der Bundespost, 

c) bei der Bundesbahn? 

3. Wie hoch wird die entsprechende Nettokreditaufnahme bei 
den Gebietskörperschaften und bei Bundesbahn und Bundes- 
post im Jahre 1974 sein? 

Die Kreditaufnahme 1974 ist veranschlagt (für Gemeinden ge- 
schätzt) in Mrd. DM: 



brutto 

netto 

a) Bund 

13,0 

7,6 

b) Länder 

8,0 

5.4 

c) Gemeinden 

9,0 

5,0 

Gebietskörperschaften 

insgesamt 

30,0 

18,0 

d) Bundespost 

8,1 

5,1 

e) Bundesbahn 

3,2 

1,6 

Es ist möglich, daß die 

öffentlichen Haushalte - 

wie in 


Vorjahren - auch 1974 ihre geplanten Kreditaufnahmen nicht 
voll realisieren. 
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4. Welche Auswirkungen auf den Kapitalmarkt in der Bundes- 
republik Deutschland erwartet die Bundesregierung von der 
öffentlichen Kreditaufnahme? 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß der überwiegende 
Teil der Tilgungen und Zinsen wieder auf dem Kapitalmarkt 
angelegt wird? Welche Annahmen legt sie ihrer Auffassung 
zugrunde? 

Die von den öffentlichen Haushalten geplanten Kreditaufnah- 
men sind im Hinblick auf das voraussichtliche Kapitalmarktauf- 
kommen vertretbar. Im Jahre 1973 betrug das Ist-Ergebnis der 
Netto-Kreditaufnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden 
einschließlich der Stabilitätsanleihe 14,6 Mrd. DM bei einem 
Mittelaufkommen der inländischen nichtfinanziellen Sektoren 
insgesamt von 127,7 Mrd. DM. Dieses Mittelaufkommen wird 
im Jahre 1974 beachtlich weiter steigen, so daß auch eine 
höhere Netto-Kreditaufnahme der Gebietskörperschaften im 
Jahre 1974 bis auf 18 Mrd. DM finanziert werden kann. Im 
übrigen ist auch zu berücksichtigen, daß im Jahre 1973 Schuld- 
buchforderungen der Sozialversicherungen in Höhe von 2,5 Mrd. 
DM gestundet wurden, 1974 dagegen nur 0,6 Mrd. DM, so daß 
sich die Mehrbelastung des Kreditmarktes im Jahre 1974 um 
den Differenzbetrag vermindert. Außerdem verringern 1974 
wichtige Sektoren des privaten Bereichs (z. B. Wohnungsbau) 
ihre Kreditaufnahmen fühlbar. 

Eine Wiederanlage der Tilgungen und Zinsen auf dem Kapital- 
markt kann erwartet werden. Ein Verzicht auf Wiederanlage 
der Tilgungen würde eine negative Ersparnisbildung bedeuten, 
für die es keinerlei Anzeichen gibt. In welchem Umfang Zinsen 
wieder angelegt werden, ist individuell verschieden, doch über- 
stieg bisher die Nettoersparnis die gutgeschriebenen Zinsen 
erheblich. Die private Sparquote betrug 1973 rund 13,5 v. H. 
Die zurückhaltende Nachfrage der Verbraucher gibt keinen An- 
laß, einen Rückgang der Sparneigung zu erwarten, mit einer 
beträchtlichen Nettoersparnis kann auch 1974 gerechnet werden. 


5. Hat die Bundesregierung bei ihrem Kapitalbedarf berücksich- 
tigt, daß die expansive Ausgabenpolitik der öffentlichen Hände 
im Jahre 1974 die restriktive Politik der Bundesbank nicht er- 
leichtert? Glaubt die Bundesregierung, daß die Bundesbank 
durch eine Verschärfung der Restriktionen den expansiven 
Effekt neutralisieren kann? Erkennt die Bundesregierung an, 
daß hierin ein Zielkonflikt liegt, und wie begründet sie ihre 
Auffassung? 


Im Bundeshaushalt 1974 ist eine Nettokreditaufnahme von 
7,6 Mrd. DM vorgesehen. Damit werden 5,5 v. H. der Gesamt- 
ausgaben durch Kredite finanziert, das ist nur rd. Vs der 
investiven Ausgaben des Bundes. Die den Planungen zugrunde- 
liegende Ausgabensteigerung liegt mit + 12 v. H. etwas höher 
als die vergleichbare Vorjahresrate (10 v. H. in 1973). Diese 
Rate entspricht der gesamtwirtschaftlichen Situation in der Bun- 
desrepublik, die eine vorsichtige Nachfragestützung durch die 
öffentliche Hand notwendig macht; dies kann aber nicht als 
Anzeichen dafür gewertet werden, daß die Bundesregierung 
von ihrem Stabilitätskurs in der Finanzpolitik abgehen wolle. - 
Das Zusammentreffen der ersten spürbaren Auswirkungen des 
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Stabilitätsprogramms vom Mai letzten Jahres mit den krisen- 
haften Preisraten im Rohölsektor hatte d^zu geführt, daß 
strukturelle und regionale Probleme in der Wirtschaft deut- 
licher hervortraten und ein gezieltes Entgegenwirken von sei- 
ten der Finanzpolitik erforderten. Dies kommt im übrigen auch 
deutlich in dem am 6. Februar beschlossenen Sonderprogramm 
der Bundesregierung zum Ausdruck, dessen Anteil im Bundes- 
haushalt durch die im Vorjahr stillgelegten Mineralölsteuer- 
mehreinnahmen finanziert wird; zusammen mit dem Fleizöl- 
kostenzuschuß und zusätzlichen Ausgaben zur Sicherstellung 
unserer zukünftigen Energieversorgung müssen sich diese Fak- 
toren natürlich auch in der Ausgabenrate des Flaushalts nieder- 
schlagen. Eine solche Politik läuft nicht den Zielen der restriktiv 
angelegten Geldpolitik entgegen und braucht daher auch nicht 
von der Bundesbank „neutralisiert" zu werden. Vielmehr sind 
diese gezielten Hilfen auf finanzpolitischem Gebiet besonders 
gut geeignet, die notwendigerweise global wirkenden Instru- 
mente der Geld- und Kreditpolitik zu ergänzen, mit dem Ziel, 
die Arbeitsplätze zu sichern, ohne Preiserhöhungsspielräume 
zu erweitern oder notwendige Strukturwandlungen zu behin- 
dern. 


6. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Bevorzugung von 
Terminanlagen und die Auswirkungen auf das Zinsniveau, 
den Kapitalmarkt, insbesondere den Pfandbriefmarkt, sowie 
die Folgen für die betroffenen Bereiche unserer Volkswirt- 
schaft und für das Preisniveau? 

Die Bevorzugung der Termineinlagen hat inzwischen etwas 
nachgelassen, weil sich der Zinsabstand zwischen Terminein- 
lagen und anderen Anlageformen wieder zurückgebildet hat. 
Mit der Anlage von liquiden Mitteln am hochverzinslichen 
Termingeldmarkt verhielten sich private Sparer und sonstige 
Anleger marktgerecht. Diese zinsreagible Haltung der Anleger 
führte dazu, daß auf allen anderen Teilmärkten ebenfalls markt- 
gerechte Zinsen geboten werden mußten. So paßte sich auch 
der Rentenmarkt schnell den höheren Zinsen an. Das bedeutete, 
daß umlaufende niedriger verzinsliche Rentenpapiere - vor 
allem solche mit überlangen Laufzeiten - entsprechende Kurs- 
verluste erlitten, die Sparer aber für ihre Neuersparnisse ange- 
messene Zinsen erhielten. Damit zeigte die Restriktionspolitik 
der Bundesbank auch auf dem Kapitalmarkt ohne größere Zeit- 
vergrößerungen ihre Wirkung, das von allen Seiten erwünschte 
Zurückdrängen der inflationären Übernachfrage wurde erzwun- 
gen. Soweit derart global wirkende Maßnahmen zu Schwierig- 
keiten in einzelnen Bereichen geführt haben, hat sich die Bun- 
desregierung bemüht, durch gezielte Maßnahmen entgegenzu- 
steuern. Daß sich die Steigerungsrate der Lebenshaltungskosten 
nicht stärker zurückbildete, ist insbesondere auf die von der 
Bundesregierung nicht beeinflußbaren Preissteigerungen der 
Importe, vor allem der Mineralölerzeugnisse und der Rohstoffe, 
zurückzuführen. 
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b) Durch welche Maßnahmen glaubt die Bundesregierung die 
Funktionsfähigkeit des Kapitalmarktes wiederherstellen zu 
können? 

Die Funktionsfähigkeit des Kapitalmarktes war niemals ernst- 
haft gefährdet. Die Termineinlagen kommen über das Banken- 
system gleichfalls dem Markt zugute, wenn auch nicht in Form 
von Rentenpapierkäufen. Der Rentenmarkt stellte sich auf die 
Bedürfnisse der Anleger ein und bot in zunehmendem Umfang 
Rentenpapiere mit kürzeren Laufzeiten an. So konnte in den 
ersten vier Monaten 1974 immer noch ein Nettoabsatz von 
5,9 Mrd. DM erreicht werden. Die Zurückhaltung der öffent- 
lichen Fland bei der Emission von Anleihen im bisherigen Ver- 
lauf von 1974 hat dazu beigetragen, die Funktionsfähigkeit des 
Rentenmarktes zu erhalten. Der Rentenmarkt wird derzeit so 
beurteilt, daß in diesen Tagen wieder eine öffentliche Anleihe 
begeben werden kann. 

7. a) Wie hoch sind die Verluste, die 

— die Sparer bei Kreditinstituten, insbesondere mit gesetz- 
licher Kündigungsfrist, 

— die Bausparer 

im Jahre 1973 durch die Geldentwertung (Zins- und Sub- 
stanzverluste) in der Bundesrepublik Deutschland erlitten 
haben? 

Die Preissteigerungen übertreffen die Zinsgutschriften, wenn es 
sich um niedrigverzinsliche Anlagen handelt. Die Bundesregie- 
rung lehnt es ab, Entwertungsverluste für Ersparnisse zu er- 
reichen, weil dies zu irreführenden Ergebnissen führt; die Ver- 
wendung der Ersparnisse ist individuell so unterschiedlich, daß 
kein zutreffendes Gesamtergebnis errechnet werden kann. 
Außerdem ist ein beachtlicher Teil der Ersparnisse nur kurz- 
fristig angelegt und dient größtenteils der Kassenhaltung und 
dem Ausgleich schwankender Ausgabeerfordernisse der priva- 
ten Haushalte. Dies gilt besonders für die Spareinlagen bei 
Kreditinstituten mit gesetzlicher Kündigungsfrist, die zum 
31. Dezember 1973 152,0 Mrd. DM betrugen bei Spareinlagen 
von insgesamt 282,7 Mrd. DM. Schon die kurzfristige Einlage- 
zeit führt dazu, daß eine Errechnung von Entwertungsverlusten 
etwa mit der Steigerungsrate des Lebenshaltungskostenindex 
nicht gerechtfertigt erscheint. Daneben stößt die Errechnung von 
Entwertungsverlusten auf gesamtwirtschaftliche Bedenken, sie 
müßte den stabilitätspolitisch gefährlichen Forderungen nach 
einer Indexbindung der Ersparnisse Vorschub leisten. 

Beim Bausparen handelt es sich um ein reines Zwecksparen. Die 
niedrige Verzinsung der Bausparguthaben wird durch die spä- 
tere niedrige Verzinsung der Bauspardarlehen ausgeglichen. 
Deswegen verbietet sich hier eine Errechnung von Entwertungs- 
verlusten. 

Im übrigen ist daran zu erinnern, daß den Sparern 1973 zusätz- 
lich 0,5 Mrd. DM Sparprämie, 2,9 Mrd. DM Wohnungsbau- 
prämie, 2,9 Mrd. DM Arbeitnehmersparzulage, 0,7 Mrd. DM 
Steuerersparnis für Bausparbeiträge und 3,3 Mrd. DM Steuer- 
ersparnis für Lebensversicherungsprämien zugeflossen sind, die 
wie Guthabenzinsen zu berücksichtigen wären. 
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b) Wie hoch sind die Kursverluste der Deutschen Aktienbesit- 
zer im Jahre 1973? 


Die Aktienkurse sind ständigen Schwankungen nach oben oder 
unten unterworfen. Ob und inwieweit der einzelne Aktienbe- 
sitzer dabei einen Verlust erleidet, ist von den jeweiligen Kauf- 
und Verkaufskursen abhängig. Die Berechnung von „Kursge- 
winnen" oder „Kursverlusten" zu bestimmten Stichtagen ist 
deshalb so wenig aussagefähig. 

Der Kurswert aller börsennotierter Aktien inländischer Unter- 
nehmen betrug: 


am 31. Dezember 1970 
am 31. Dezember 1971 
am 31. Dezember 1972 
am 31. Dezember 1973 


106.5 Mrd. DM 

120.2 Mrd. DM 

139.3 Mrd. DM 

119.6 Mrd. DM. 


Der Anteil der inländischen Aktienbesitzer am Nominalwert 
der bei inländischen Kreditinstituten verwahrten Aktien in- 
ländischer Unternehmen wird nach der Depoterhebung der 
Deutschen Bundesbank zum 31. Dezember 1972 mit 87,8 v. H. 
angegeben. 


c) Wie hoch sind die Verluste der Besitzer festverzinslicher 
Wertpapiere im Jahre 1973? 


Eine generelle Beantwortung dieser Frage ist nicht möglich, 
weil die Rentenwerte zu den verschiedensten Anschaffungs- 
kursen gekauft wurden, weil Kreditinstitute und institutionelle 
Anleger Abschreibungen mit der Folge entsprechender Steuer- 
ersparnisse vorgenommen haben, und weil die Papiere mit ganz 
unterschiedlichen Zinssätzen und Laufzeiten ausgestattet sind. 
Der Gesamtumlauf von festverzinslichen Wertpapieren inlän- 
discher Emittenten betrug zum Nominalwert 


am 31. Dezember 1970 
am 31. Dezember 1971 
am 31. Dezember 1972 
am 31. Dezember 1973 


158,0 Mrd. DM 

179.3 Mrd. DM 

214.3 Mrd. DM 

241.3 Mrd. DM. 


Insgesamt beträgt der Rentenbesitz der privaten Haushalte nach 
Errechnungen der Deutschen Bundesbank zum 31. Dezember 
1973 74 Mrd. DM. Da die privaten Haushalte festverzinsliche 
Wertpapiere vor allem in den letzten Jahren in verstärktem 
Umfang gekauft haben, dürfte die Durchschnittsverzinsung über 
7 V. H. liegen. Bei einem Vergleich mit der Steigerungsrate des 
Lebenshaltungskostenindex des Jahres 1973 um 6,9 v. H. ergibt 
sich kein Substanzverlust. Das schließt nicht aus, daß in einzel- 
nen Fällen bei niedrigen Zinssätzen das Ergebnis schlechter, 
bei höheren Zinssätzen besser ausgefallen ist als eine Durch- 
schnittsrechnung zeigt. 


8. a) Wie groß ist der Anteil der umlaufenden Rentenwerte mit 
einem Nominalzins von 6 v. H. und weniger pro Jahr an 
den gesamten umlaufenden Rentenwerten, und welchen 
Gesamtnominalwert besitzen diese Titel? 

Der Anteil der tarifbesteuerten Rentenwerte mit 6 v. H. Nomi- 
nalzins und weniger betrug Ende Januar 1974 am Gesamtum- 
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lauf 28,8 V. H., diese Titel besitzen einen Gesamtnominalwert 
von 70,3 Mrd. DM. 

b) Welchen Gesamtkurswert haben die gesamten umlaufen- 
den Rentenpapiere mit einem Nominalzins von 6 v. H. per 
anno und darunter Ende Januar 1974 gehabt? 

Der Gesamtkurswert der umlaufenden Rentenpapiere mit einem 
Nominalzinssatz von 6 v. H. und darunter läßt sich nach den 
statistischen Veröffentlichungen der Deutschen Bundesbank 
nicht angeben, weil die Durchschnittskurse nur die börsennotier- 
ten Wertpapiere mit einer Restlaufzeit von über vier Jahren 
umfassen. Die Papiere mit einer Restlaufzeit von über vier 
Jahren werden aber nicht nach einzelnen Zinstypen aufge- 
gliedert. Auch enthält die Aufgliederung nach Zinstypen die 
nicht an der Börse eingeführten Wertpapiere. 


c) In wessen Besitz befinden sich diese obengenannten niedrig 
verzinslichen Rentenwerte, aufgeteilt nach Privatpersonen 
und institutionellen Anlegern? 


Genaue Zahlen über die Verteilung der festverzinslichen Wert- 
papiere auf die einzelnen Anlegergruppen gibt es nicht; das 
gilt insbesondere für die weitergehende Aufteilung nach den 
verschiedenen Zinstypen. Nach der Depotstatistik sind jedoch 
Schätzungen möglich. Im Besitz von privaten Haushalten be- 
finden sich schätzungsweise 16 bis 18 Mrd. DM Rentenpapiere 
mit einem Nominalzinssatz von 6 v. H. und darunter, der Rest 
des Umlaufs entfällt zum größten Teil auf Kreditinstitute und 
institutioneile Anleger. 


9. Teilt die Bundesregierung folgende im Geschäftsbericht der 
Bundesbank für das Jahr 1973 geäußerte Auffassung: 
„Andererseits brachte der starke Zinsanstieg am Rentenmarkt 
für die Besitzer umlaufender Wertpapiere, darunter viele Pri- 
vatpersonen, empfindliche Kapitalverluste. Diese Sparer wer- 
den von der inflatorischen Entwicklung doppelt benachteiligt; 
zum einen ist der Realwert ihres Kapitalertrages bei den rela- 
tiv hohen Geldentwertungsraten sehr gering und u. U. sogar 
negativ, zumal weiterhin der gesamte Nominalertrag steuer- 
pflichtig bleibt, zum anderen mindert sich durch die Kursein- 
bußen auch der bei einer Veräußerung erzielbare Wert ihres 
Vermögens. Besonders für die aus dem Erwerbsleben ausge- 
schiedenen älteren Personen kann hierin eine ernste soziale 
Härte liegen."? 


Die Bundesregierung ist mit der Deutschen Bundesbank der 
Ansicht, daß die Rentensparer infolge der - aus anderen Grün- 
den - unverzichtbaren Zinssteigerungen von hohen Kursver- 
lusten betroffen sind. Aber nur solche Rentensparer, die ihre 
Rentenpapiere verkaufen, erleiden tatsächlich Kapitalverluste. 
Dadurch können in einzelnen Fällen soziale Härten entstehen. 

Die Bundesregierung hat seit Jahren darauf hingewiesen, daß 
Rentenpapiere nicht mehr mit überlangen Laufzeiten ausge- 
stattet sind, um das Ausmaß möglicher Kursverluste zu be- 
grenzen. In besonders großem Umfang sind festverzinsliche 
Wertpapiere mit sehr langen Laufzeiten vom Kursrückgang 
betroffen, die in den 50er und 60er Jahren von den Realkredit- 
instituten emittiert worden sind, als die hierin liegenden Risiken 
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für den Rentensparer von niemanden in voller Schärfe erkannt 
wurden. Mit seiner Schrift „Mehr Phantasie am Rentenmarkt" 
hat der damals zuständige Bundeswirtschaftsminister bereits 
1960 auf eine Verkürzung der Laufzeiten hingewiesen. 


10. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um diese 
Härten für private Besitzer niedrig verzinslicher Wertpapiere, 
vor allem auch für sozial Schwache, zu mildern bzw. wieder- 
gutzumachen? 

Die Bundesregierung hat sich bei der Novellierung der Real- 
kreditgesetze um Milderung von Härten für private Besitzer 
niedrigverzinslicher Bankschuldverschreibungen bemüht. Die 
Verbände des Realkreditgewerbes haben daraufhin für ihre 
Mitgliedsinstitute zugesagt, daß sie jährlich mindestens 200 
Mio. DM zur vorzeitigen Rücknahme von 5 und 5V2Voigen Bank- 
schuldverschreibungen aufwenden werden. Ferner ist der Bun- 
desregierung bekannt, daß die Realkreditinstitute darüber 
hinaus in sozialen Härtefällen niedrigverzinsliche Wertpapiere 
mit anderen Zinssätzen als 5 und 5 Vl> v. H. zu günstigeren 
Kursen als dem Börsenkurs zurücknehmen. Die Bundesregie- 
rung erwartet, daß die Realkreditinstitute die ihnen durch die 
fortlaufende Tilgung niedrigverzinslicher Darlehen in steigen- 
dem Umfang und laufend zuströmenden Rückflüssen für der- 
artige Hilfen ausschöpfen werden. 

Andere, insbesondere von den Realkreditinstituten genannte 
Möglichkeiten sind von der Bundesregierung sorgfältig geprüft 
worden. Die Überprüfung hat zu dem Ergebnis geführt, daß die 
vorgeschlagenen Maßnahmen aber mit so großem stabilitäts-, 
währungs- und einkommenspolitischen Nachteilen verbunden 
wären, daß die Vorschläge in dieser Form nicht realisiert wer- 
den können. 


11, Wird die Bundesregierung zur Lösung dieser unsozialen Fehl- 
entwicklung Gesetzesinitiativen vorlegen, wenn ja, an welche 
Gesetzesinitiativen denkt die Bundesregierung? 

Nach den bisherigen Ergebnissen der Überprüfung dieser Vor- 
schläge sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit, entspre- 
chende Gesetzesinitiativen vorzulegen. 
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